
Amtsgericht Hamburg-St. Georg 
Gsschäfts-Nr.: 

916 C 219/09 

ANERKENNTNIS-TEIL- UND SCHLUSSURTEIL 
Im Namen des Volkes 

In der Sache 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 22115 Hamburg 
- Kläger -

Prozessbevollmächtigte: 

Rechtsanwälte 

gegen 

1 ) xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 22119 Hamburg 
- Beklagte -

2 ) xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 22119 Hamburg 
- Beklagter -

Prozessbevollmächtigte: 
zu 1,2 : Rechtsanwalt Tim Oliver Becker, Rahlstedter Str. 73, 

22149 Hamburg , Gz.: 0548/09 

erkennt das Amtsgericht Hamburg-St.Georg, Abteilung 916, durch 

die Richterin am Amtsgericht Abeken aufgrund der am 16.12.2009 

geschlossenen mündlichen Verhandlung für Recht: 

Verkündung 
Verkündet am 

27.1.2010 

Kummer 

Justizangest. als Urkundsbeamtin 
/ Urkundsbeamter d. Geschäftsst. 

Rechtskraftzeugnis 
Dieses Urteil ist mit Ablauf 
des / am 

rechtskräftig geworden. 
Notfristzeugnis 
vom 

Hmb., 

als Urkundsbeamtin / Urkunds­
beamter der Geschäftsstelle 

Zustellungsvermerk 

Zustellungdes Urteils an 
Klägerin / Kläger 

Zustellung des Urteils an 
Beklagte / Beklagten 

Hmb., 
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I. Die Beklagten werden verurteilt, die Garage des Grundstücks xxxxxxx 
xxxxxx 1 1 , 22119 Hamburg, dergestalt zu gestal ten, dass auf der 
gesamten Länge ein Abf l ießen des Schmutz- und Regenwassers 
auf das Grundstück des Klägers verhindert wird. 

II. Die Beklagten werden weiter als Gesamtschuldner verurteilt, an den 
Kläger für die Zeit ab November 2008 eine Überbaurente von jähr­
lich € 10,00 zu zahlen. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

III. Von den Kosten des Rechtsstreits t ragen der Kläger 2/3 und die 
Beklagten 1/3. 

IV. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Dem Kläger wird nachgelassen, 
die Vol lstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des 
zu vol lstreckenden Betrages abzuwenden, wenn nicht die Beklagten 
vor der Vol lstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leisten. 
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T a t b e s t a n d : 

Die Parteien streiten über die Nutzung benachbarter Grundstücke. 

Der Kläger ist Eigentümer des Grundstücks xxxxxxxxx 13, 22119 Hamburg. Das Grund­

stück ist mit e inem Einfamil ienhaus bebaut, das die Mutter des Klägers bewohnt. Die Beklag­

ten sind Eigentümer des angrenzenden Grundstücks xxxxxxxxx 1 1 , 22119 Hamburg, das 

ebenfal ls mit e inem Einfamil ienhaus bebaut ist. Auf dem hinteren Teil beider Grundstücke 

bef inden sich zwei unmittelbar aneinander grenzende Garagen. Die auf dem Grundstück des 

Klägers stehende Garage hat dessen Rechtsvorgänger S.XXXX RXXXX im Jahre 1962 er­

r ichten lassen. Aufgrund der baul ichen Gegebenhei ten des im Eigentum des Klägers ste­

henden Hauses, das sich mit seinem Eingangsbereich in weniger als einer Pkw-Breite an der 

Grenze zum Grundstück der Beklagten befindet, ist die Nutzung der Garage zum Zwecke 

der Unterbr ingung eines Pkw nur mögl ich, wenn das Grundstück der Beklagten auf Höhe 

des Eingangsbereiches des Hauses des Klägers überfahren wird. Vor Erteilung der Bauge­

nehmigung zum Bau der Garage erklärte der Ehemann der damal igen Eigentümerin des 

Grundstücks der Beklagten Ixxxxx Pxxxxxx, Herr Wxxxxx Pxxxxxl, unter dem 02.10.1962 

(Anlage K8), dass er Herrn Sxxxxxx Rxxxxxx gestatte, „(...) mein Grundstück xxxxxx 11, 

mit seinem PKW zu befahren, damit er seine Garage nutzen kann". 

Die unter dem 17. Oktober 1962 erteilte Baugenehmigung (Anlage K3) enthält unter dem 

Abschni t t „Besondere Bedingungen und Auflagen" fo lgende Best immung: 

„6. Es ist mit dem Nachbarn xxxxxxxxx 11 zusammen eine überfahrt zu benutzen". 

Weiter wurde unter Ziffer 4.) gefordert, dass Schmutz- und Regenwasser nicht auf öffentli­

chen Grund oder Nachbargrund geleitet werden dürfe. Die Rechtsvorgänger beider Parteien 

err ichteten eine mit Platten einheitl ich gestaltete Auffahrt vor beiden Garagen, die in der Mit­

te mit einer Ablaufr inne versehen war. Die im Eigentum der Beklagten stehende Garage 

wurde von der Rechtsvorgänger in der Beklagten im Jahre 1967 in unmit telbarem Anschluss 

an die Garage des Klägers angebaut und überbaut das Grundstück des Klägers auf einer 

Länge von 5,50 m und 16 cm. Der Überbau erfolgte im Einvernehmen zwischen den damal i ­

gen Eigentümern. 

Seit Erstel lung der Auffahrt und der Garagen überfuhr der Rechtsvorgänger des Klägers auf 

der Höhe seines Hauseingangs das Grundstück der Rechtsvorgänger in der Beklagten. Die 

derzeit ige Bewohner in des Hauses, die Mutter des Klägers, nutzte die Überfahrt bis zur Un­

tersagung durch die Beklagten, die seit 1986 Eigentümer sind. Der Kläger seinerseits er lang-
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te das Eigentum an dem Grundstück xxxxxxxxx 13 im Jahre 1995. Seine dort wohnende 

Mutter ist Eigentümerin eines Pkw. 

In der zwei ten Hälfte des Jahres 2008 gestalteten die Beklagten die auf ihrem Grundstück 

ge legene Auffahrt derart um, dass sie diese pflasterten, höher legten als die Auffahrt des 

Klägers und die Ablaufr inne beseit igten. Zwischen den Pf lasterungen besteht nunmehr ein 

Zwischenraum. Auf die Fotos des Anlagenkonvoluts K10 wird Bezug genommen. Die Pflas­

terung wurde nicht zur Nutzung durch einen Pkw befestigt, die Beklagten nutzen ihre Auf­

fahrt seither auch nicht zum Überfahren. Die Beklagten teilten dem Kläger im November 

2008 mündl ich mit, dass ihm künftig kein Recht zur Überfahrt mehr zustehe. 

Der Kläger meint, er habe ein Recht auf Überfahrt mit e inem Pkw über das Grundstück der 

Beklagten aufgrund des für die errichtete Garage eingeholten Baugenehmigungsbescheides. 

Außerdem stünde ihm ein Recht auf Überfahrt aufgrund der von dem Ehemann der Vorei ­

gentümer der Beklagten gegenüber seinem Rechtsvorgänger erteilten Genehmigung zu. 

Entsprechendes ergäbe sich sowohl aus einer nachbarrecht l ichen Zust immung als auch aus 

dem Gesichtspunkt einer öffentl ichen Baulast. Sein Rechtsvorgänger habe den Überbau der 

Garage der Beklagten nur im Hinblick auf die erteilte Überfahrtgenehmigung geduldet. Auf­

grund der jahre langen Übung könne er sich auch auf Gewohnhei tsrecht berufen, auch sei 

ein Anspruch auf Unter lassung verwirkt. Der Anspruch auf Überfahrt ergäbe sich auch aus 

e inem nachbarschaft l ichen Gemeinschaftsverhältnis. 

Der Kläger verfolgt mit seinem Antrag das Recht auf Überfahrt, mit seinen Hilfsanträgen ver­

folgt der Kläger Ansprüche auf Beseit igung des Überbaus und auf Zahlung einer Überbau­

rente sowie auf eine baul iche Gestal tung, die verhindert, dass Schmutz- und Regenwasser 

vom Grundstück der Beklagten auf das Grundstück des Klägers fließt. 

Nachdem der Kläger zunächst mit der Klage eine monatl iche Überbaurente von € 18,33 ab 

November 2008 ver langt hat, hat er seinen Antrag dahingehend zurückgenommen, dass er 

nunmehr noch € 10,00 jährl ich verlangt. 

Der Kläger beantragt nunmehr, 

1. die Beklagten zu verurtei len, zu dulden, dass der Kläger das Grundstück der Beklag­

ten, xxxxxxxxx 1, 22119 Hamburg, mit seinem Pkw befährt, um seine Garage auf 

dem hinteren Teil des Grundstücks xxxxxxxxx nutzen zu können. 
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Der Kläger beantragt hilfsweise, 
die Beklagten zu verurtei len, 

3a) den Überbau der Garage auf das Grundstück des Klägers, xxxxxxxxx 13, 22119 
Hamburg, zurück zu bauen und 

3b) die Einfahrt des Grundstücks der Beklagten, xxxxxxxxx 1 1 , 22119 Hamburg, derart 
zu gestalten, dass auf der gesamten Länge ein Abf l ießen des Schmutz- und Regen­
wassers auf das Grundstück des Klägers verhindert wird; 

4. als Gesamtschuldner für die Zeit ab November 2008 eine Überbaurente in Höhe von 
jähr l ich € 10,00 an den Kläger zu zahlen. 

Die Beklagten erkannten in der mündl ichen Verhandlung vom 16.12.2009 die Hilfsanträge 

Ziff. 3b) und 4) an 

und beantragen im Übrigen, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagten sind der Ansicht, der Kläger könne aus dem Baugenehmigungsbescheid keine 

zivi lrechtl ichen Rechte auf ein Überfahren ihres Grundstücks herleiten. Auch seien sie man­

gels dingl icher Abs icherung nicht an die vom Ehemann der Voreigentümerin ihres Grund­

stücks erteilte Genehmigung gebunden. Ein Überfahrtrecht bestünde aus keinem rechtl ichen 

Gesichtspunkt. Der Kläger besitze keinen Anspruch auf Beseit igung des im Einvernehmen 

seines Vore igentümers errichteten Garagenüberbaus. Verwirkung sei schon deshalb nicht 

eingetreten, da die Beklagten bereits zur Zeit ihres Grundstückserwerbs gegenüber den El­

tern des Klägers bzw. der Mutter des Klägers und dem Kläger erklärt hätten, dass die Nut­

zung nur bis zur Erstel lung einer neuen Auffahrt geduldet werde. Der Kläger selbst überfahre 

das Grundstück auch nicht mit seinem Fahrzeug, denn er wohne dort nicht. Die Beklagten 

wol l ten ihr Grundstück e inzäunen, da sowohl die Beklagte zu 1) als auch ihre Tochter Nxxxx 

panische Angst vor Hunden hätten. 

Hinsichtl ich des wei teren Sach- und Streitstandes wird auf die gewechsel ten Schriftsätze 

nebst An lagen Bezug genommen. 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 

Die Klage hat nur mit den von den Beklagten anerkannten Hil fsanträgen Ziff.3b) und 4) Er­

folg, im Übrigen ist sie nicht begründet und daher abzuweisen. 



1. 

Hauptantrag 

a) 

Der Kläger hat gegen die Beklagten aus keinem rechtl ichen Gesichtspunkt einen Anspruch 

auf Duldung der Überfahrt mit seinem Pkw über das Grundstück der Beklagten, um seine 

Garage nutzen zu können. 

Ein Anspruch ergibt sich nicht daraus, dass der Ehemann der Rechtsvorgängerin der Be­

klagten Wi lhelm Parusel dem Rechtsvorgänger des Klägers Stephan Rybacki unter dem 

02.10.1962 gestattete, das Grundstück xxxxxxxxx 11 mit seinem Pkw zu befahren, damit 

er seine Garage benutzen konnte. Ein Anspruch könnte nur gegeben sein, wenn dieser ge­

mäß § 1018 BGB als Grunddienstbarkei t ausgestaltet und ins Grundbuch eingetragen wor­

den wäre. Dies ist unstreitig nicht erfolgt. Ansonsten gilt der Grundsatz, dass schuldrecht­

liche Vere inbarungen nur zwischen vertragsschl ießenden Parteien wirken und der Kläger 

selbst an der damal igen Vereinbarung genauso wenig beteiligt war wie die Beklagten. 

b) 

Ein Anspruch auf Duldung der Überfahrt ergibt sich auch nicht aus dem an den Rechtsvor­

gänger des Klägers gerichteten Baugenehmigungsbescheid vom 17.10.1962. Dieser Be­

scheid ist ein begünst igender Verwaltungsakt, der nicht an den Kläger, sondern an Herrn 

Sxxxxxx Rxxxxxx adressiert ist und lediglich eine öffentl ich-rechtl iche Berecht igung des 

Rechtsvorgängers des Klägers regelt; hinsichtl ich der Ziff.6) bezieht sich dieser Bescheid 

ersichtl ich auf die damal ige Gestattung des Herrn Pxxxxxx vom 02.10.1962 (Anlage K8), die, 

wie vorstehend ausgeführt, den Kläger nicht berechtigt. Im Übrigen ergehen Baugenehmi­

gungen stets unbeschadet zivi lrechtl icher Rechte Dritter. Die erklärte nachbarl iche Zust im­

mung hat auch nur öffentl ich-rechtl iche Wirkung, wei l sie einen Verzicht auf Gel tendmachung 

von öffentl ich-rechtl ichen Nachbarrechten bewirkt, zivi lrechtl iche Folgen sind damit nicht ver­

bunden. 

c) 

Der Kläger hat gegen die Beklagten auch keinen Anspruch auf Duldung einer Überfahrt aus 

dem sogenannten nachbarschaft l ichen Gemeinschaftsverhäl tnis. Das sogenannte nachbar­

schaft l iche Gemeinschaftsverhäl tn is ist eine Ausprägung des § 242 BGB und bewirkt nur in 

zwingenden Ausnahmefä l len die Einschränkung oder den Ausschluss best immter Eigen­

tumsrechte, soweit dies für die Grundstücksnutzung zwingend erforderlich ist. Im vor l iegen­

den Fall ist ein Rückgriff auf § 242 BGB nicht gerechtfertigt. Dem Kläger ist es nicht ver­

wehrt , die im hinteren Teil seines Grundstücks belegene Garage als Raum zu nutzen, er 
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kann lediglich nicht mit e inem normal breiten Pkw auf seinem Grundstück dort hinfahren. 

Dies geht aber nicht auf eine Beschaffenheit des Grundstücks zurück, sondern, wie die 

Fotos Anlage K7 zeigen, darauf zurück, dass der Eingang zum Haus des Klägers mit einer 

Treppe zu erreichen ist, die in den Raum zur Grundstücksgrenze gebaut ist. Es ist unstreit ig, 

dass diese Treppe bei einer Umgestal tung im Inneren des Hauses des Klägers entfernt 

werden könnte und dass der Kläger damit e inen Zugang zur Garage auf seinem Grundstück 

schaffen könnte. Solange der Kläger selbst durch baul iche Maßnahmen - auch wenn dies 

e ine Umgestal tung im Inneren des Hauses nach sich z iehen sollte - die Benutzbarkeit seiner 

Garage selbst herstel len kann, kann er nicht aus dem Gesichtspunkt des § 242 BGB von den 

Beklagten eine Einschränkung ihrer aus § 903 BGB hergeleiteten Eigentumsrechte bean­

spruchen. 

d) 

Der Kläger hat gegen die Beklagten schließlich auch keinen Anspruch auf eine Überfahrt aus 

dem Gesichtspunkt eines Gewohnhei tsrechts. Die Entstehung von Gewohnhei tsrecht erfor­

dert eine lange dauernde tatsächl iche Übung, h inzukommen muss die Überzeugung der be­

teil igten Verkehrskreise, durch die Einhaltung der Übung bestehendes Recht zu befolgen 

(BverfGE 2 1 , 28 f.). Ein solcher Fall l iegt schon deshalb nicht vor, wei l nicht eine Übung be­

st immter Verkehrskreise behauptet wird, sondern eine Übung zwischen zwei Eigentümern. 

Da die Auffahrt nicht von der Al lgemeinhei t genutzt wi rd, ist durch ihre Nutzung kein Ge­

wohnhei tsrecht entstanden. 

e) 

Der Kläger kann die Beklagten auch nicht auf Duldung der Überfahrt unter dem Gesichts­

punkt einer langjährigen Duldung in Anspruch nehmen. Er selbst ist erst seit dem 19.12.1995 

Eigentümer des Grundstücks, bewohnt dieses aber nicht. Es ist nicht vorgetragen, dass er 

selbst für eine von ihm durchgeführte Nutzung von den Beklagten eine Duldung erfahren 

hätte, soweit die Beklagten eine Nutzung duldeten, erfolgte diese im Verhältnis zu der das 

Grundstück bewohnenden Mutter des Klägers. In jedem Fall aber konnte es sich nur um eine 

schuldrecht l iche Berecht igung im Sinne des § 598 BGB handeln, die gemäß § 604 Abs.3 

BGB jederzei t aufkündbar war. W ie unstreitig ist, haben die Beklagten hiervon im Jahre 2008 

Gebrauch gemacht. Im Übrigen ist unstreit ig, dass die Überfahrt nach baulicher Umgestal­

tung auch nicht mehr zum Überfahren geeignet ist. 

f) 

Der Anspruch der Beklagten, ein Unter lassen der Überfahrtnutzung zu fordern, ist auch nicht 

verwirkt. Wie vorstehend dargelegt, ist der Anspruch erst im Verhältnis zwischen den Partei-
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en entstanden, als die Beklagten dem Kläger gegenüber die Berecht igung zur Nutzung der 

Überfahrt im November 2008 mündl ich kündigten. Zuvor bestand ein - aufkündbares -

Recht des Klägers zur Nutzung; die Beklagten haben auch unstreit ig nach der Kündigung 

nicht auf die Durchsetzung ihres Anspruchs aus § 1004 BGB verzichtet und sich auf ihre 

Rechte aus § 903 BGB berufen. Dies ergibt sich aus dem vom Kläger vorgelegten Schreiben 

der Beklagten zu 1) vom 15.01.2009 (Anlage K11). 

2. 

Hi l fsanträge 

Über die Hil fsanträge ist zu entscheiden, weil diese für den Fall der Abweisung des Haupt­

antrags gestell t s ind. 

a) 

Die Hil fsanträge Ziff.3b) und 4) sind aufgrund des von den Beklagten erklärten Anerkenntnis­

ses zuzusprechen. 

b) 

Die Klage ist mit dem Antrag 3b) der Hil fsanträge nicht berechtigt und daher abzuweisen. 

Der Kläger kann die Beklagten nicht auf Beseit igung des auf seinem Grundstück befindl ichen 

Überbaus in Anspruch nehmen. 

Hat der Eigentümer eines Grundstücks bei der Errichtung seines Gebäudes über die Grenze 

gebaut, ohne dass ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, so hat der Nachbar 

den Überbau zu dulden, es sei denn, dass er vor oder sofort nach der Grenzüberschrei tung 

Widerspruch erhoben hat (§ 912 Abs.1 BGB). Im vor l iegenden Fall l iegt kein in d iesem Sinne 

unbeabsicht igter Überbau vor, sondern der Überbau erfolgte bei Errichtung mit der Geneh­

migung des Rechtsvorgängers des Klägers. Im Falle eines in d iesem Sinne rechtmäßigen 

Überbaus kann eine Beseit igung nicht ver langt werden, die Duldungspfl icht folgt aus der 

Zus t immung (BGH NJW 1983, 1112, 1113). Auch hier trifft zwar zu , dass die allein schuld­

recht l ichen Vere inbarungen zwar die Parteien des Rechtsstreits als jewei l ige Sonderrechts­

nachfolger der f rüheren Grundstückseigentümer nicht binden. Dass der Kläger den Überbau 

aber gleichwohl dulden muss, folgt aus § 912 Abs.1 BGB. Der Überbau war bereits ausge­

führt, als er das Eigentum an dem Grundstücke erwarb. Der Überbau war im Sinne des 

§ 912 Abs.1 BGB entschuldigt, da der Rechtsvorgänger in infolge der Zust immung der Vorei-
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gentümer weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit zur Last zu legen war (BGH, NJW 1983, 

1112, 1113). 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 269 Abs.3 Satz 2 ZPO, 91 ZPO. Der Streitwert beläuft 

sich auf insgesamt € 4.589,86. Die Beklagten sind nur in Höhe von € 1.500,00 (Antrag 

Ziff.3b)) und in Höhe von € 35,00 (Antrag Ziff.4)) dem Kläger unter legen, so dass sich hier­

aus eine Quote von 1/3 zu Lasten der Beklagten errechnet, 2/3 der Kosten hat der Kläger zu 

t ragen. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vol lstreckbarkeit folgt aus § 708 Nr.1 ZPO für die Vol l ­

streckung des Klägers gegen die Beklagten und im Übrigen für die Vol lstreckung der Beklag­

ten gegen den Kläger aus §§ 708 Nr .11, 711 ZPO. 

Abeken 
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Amtsgericht Hamburg-St.Georg 
Abteilung: 916 

Geschäfts-Nr.: 916 C 219/09 

Lübeckertordamm 4, 2 0099 Hamburg 

Zimmer: 1.14 

Telefon: 040/42843-7352 

fristwahrendes Fax: 040/42843-7219 

Zahlungen an: Justizkasse Hamburg 

bei der Deutschen Bundesbank 

BLZ 200 000 00, Kto. 200 015 01 

Geschäftszeiten: 

Mo. Fr. 9.00 bis 13.00 Uhr 

verkündet am: 
27.01.10 

Kummer 

Justizangestellte 

als Urkundsbeamtin der 

Geschäftsstelle 

BESCHLUSS 

In Sachen 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx, 22115 Hamburg 
Kläger -

Prozessbevollmächtigte : 
Rechtsanwälte 

gegen 

1 ) xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx, 22119 Hamburg 

- Beklagte -

2 ) xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx, 22119 Hamburg 
- Beklagter 

Prozessbevollmächtigte: 

zu 1,2 : Rechtsanwalt Tim Oliver Becker, Rahlstedter Str. 73, 22149 

Hamburg , Gz.: 0548/09 

hat das Amtsgericht Hamburg-St.Georg durch die Richterin am Amtsgericht 
Abeken beschlossen: 
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Der Streitwerte werden wie folgt festgesetzt: 

Ant rag Ziff.1): 

Ant rag Ziff. 3a) 

Ant rag Ziff.3b) 

Ant rag Ziff.4): 

€ 2 . 1 0 0 , 0 0 

€ 220,00 

€ 1.500,00 

€ 769,86 

G r ü n d e : 

Antrag Ziff.1): 

Nach § 3 ZPO in Verbindung mit § 9 ZPO ist der Wert e inzuschätzen, den die Berecht igung 

zur Überfahrt für den Kläger für dessen Grundstück hat. Das Gericht schätzt dies auf € 50,00 

monat l ich entsprechend dem Wer t der Benutzbarkeit einer Garage mit e inem Pkw und ge­

langt so zu jährl ich € 600,00 und für 42 Monate oder 3,5 Jahre auf insgesamt € 2.100,00. 

Ant rag Ziff.3a): 

Die überbaute Fläche beträgt 0,88 m 2 . Bei Ansatz der vom Kläger genannten Bodenpreise 

für 1 m 2 in der betreffenden Gegend von € 250 ,00 /m 2 errechnen sich € 220,00. 

Ant rag Ziff.3b): 

Zu Bemessen ist das Interesse des Klägers an dem Vermeiden von Eindringen von 

Schmutzwasser auf sein Grundstück. Dieses Interesse schätzt das Gericht auf € 1.500,00. 

Im Ergebnis richtet sich der Antrag auf eine Instandsetzung im Sinne einer Wiederherstel ­

lung der ursprüngl ich vorhandenen Ablaufr inne. Das Interesse des Klägers hieran bemisst 

das Gericht - angelehnt an mögl iche Baukosten - mit € 1.500,00. 

Antrag zu 4): 

Der Wer t ist nach dem Antrag aus der Klage zu bemessen. Mit dem Antrag aus der Klage 

hatte der Kläger eine monatl iche Rente von € 18,33 beansprucht. Gemäß § 9 ZPO ist der 

42- fache Wer t hiervon mit € 769,86 anzunehmen. 

Abeken 
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